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Die Geltendma-
chung von Scha-

densersatzansprüchen 
durch Patienten we-
gen tatsächlich oder 
vermeintlich fehler-
haft durchgeführter 
Behandlungen hat in 
den letzten Jahren in 
Deutschland stetig 
zugenommen. Die 
Anerkennungsquote 
begründeter Scha-
densersatzansprüche 
im Medizinschaden-
bereich ist 2011 im 
Vergleich zum Vorjahr 
nochmals gestiegen.

Nicht wenige Verrichtungen 
von Zahnmedizinischen Fach-
angestellten im Praxisalltag 
können bei einer fehlerhaften 
Durchführung zu gesundheit-
lichen Schäden beim Patienten 
führen. Beim Entfernen von 
Provisorien besteht für den Pa-
tienten Verletzungsgefahr. Bei 
der Zahnsteinentfernung bzw. 
der professionellen Zahnreini-
gung (PZR) kann es zu einem 
anaphylaktischen Schock, Blu-
tungen bei Marcumar-Patien-
ten und Aspiration kommen. 

Gesundheitsschäden des Pa-
tienten sind schließlich auch 
bei der Röntgenuntersuchung 
möglich. Die vorstehenden Bei-
spiele erheben keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit; weitere Ge-
sundheitsschäden für den Pati-
enten bei der Durchführung 
behandlungsbezogener Ver-
richtungen durch Zahnmedi-
zinische Fachangestellte sind 
durchaus denkbar. 

Unterläuft der/dem ZFA ein 
solcher Fehler und kommt es 
hierdurch ursächlich zu einem 
Schaden beim Patienten, stellt 
sich die Frage, ob diesem Haf-
tungsansprüche unmittelbar 
gegen die oder den Zahnmedi-
zinischen Fachangestellten zu-
stehen. 

Haftung des Zahnarztes

Behandlungsvertrag
Ansprüche des Patienten ge-
gen den Zahnarzt1 können sich 
vor allem aus einer schuldhaf-
ten Verletzung von Haupt- oder 
Nebenpflichten des Behand-
lungsvertrages ergeben. Die 
vertragliche Haftung umfasst 
neben materiellen Schadener-
satzansprüchen (z.B. Verdienst-
ausfall, Fahrtkosten u.a.) auch 
immaterielle Ersatzansprüche 
(Schmerzensgeld). 

Der Behandlungsvertrag mit 
dem niedergelassenen Zahn-
arzt ist privatrechtlicher Natur. 
Dies gilt unabhängig davon, ob 
der Patient privat oder gesetz-
lich versichert ist. In aller Regel 
ist der zahnärztliche Behand-
lungsvertrag als Dienstver-

trag zu qualifizieren. Dies gilt 
grundsätzlich auch bei zahn-
prothetischer Behandlung. 

Der Zahnarzt schuldet – an-■■

ders als im Bereich des Werk-
vertragsrechts – grundsätz-
lich nicht den Erfolg seiner 
zahnärztlichen Bemühun-
gen, sondern lediglich eine 

1 respekt. d. Zahnärztin, gilt auch im 
weiteren Text

Haften ZFA zivilrechtlich für 
eigene Behandlungsfehler?§ §

dem anerkannten Standard 
der zahnmedizinischen Wis-
senschaft zum Zeitpunkt der 
Versorgung entsprechende 
Behandlung. 

Aufgrund der Komplexität des 
menschlichen Organismus und 
der daraus folgenden – auch 
zahnärztlich nicht beherrsch-
baren – Unwägbarkeiten gibt 
es keine medizinische Behand-
lung ohne Risiko. Der Zahn-
arzt kann deshalb den Erfolg 
seiner Tätigkeit nicht vertrag-
lich garantieren. Somit trägt 
der Patient grundsätzlich das 
Risiko des Scheiterns der zahn-
ärztlichen Bemühungen. 

Der Zahnarzt hat auch in die-
sem Fall seine vertraglichen 
Pflichten erfüllt, wenn er den 
Patienten entsprechend der 
zahnärztlichen Sorgfalt und 
damit fehlerlos behandelt hat. 

Im Einzelfall ist also immer ■■

zu prüfen, ob ein Verstoß des 
Zahnarztes gegen die Ver-
pflichtung zur sachgerech-
ten zahnärztlichen Versor-
gung und damit ein zahn-
ärztlicher Behandlungsfeh-
ler vorliegt. 

Für die Haftung ist neben dem 
Verstoß gegen die Regeln der 
zahnmedizinischen Wissen-
schaft ein Verstoß gegen zu be-
achtende Sorgfaltspflichten er-
forderlich. Auf Seiten des Zahn-
arztes muss also ein Verschul-
den bzw. ein Vertretenmüssen 
der Vertrags- und Rechtsguts-
verletzung vorliegen. Da es 
nur äußerst selten zu vorsätz-

lich fehlerhafter zahnärztlicher 
Behandlung kommen wird, ist 
fast immer der Vorwurf fahrläs-
sigen zahnärztlichen Handelns 
zu beurteilen. Zu prüfen ist 
dann, ob der Zahnarzt die er-
forderliche Sorgfalt außer Acht 
gelassen hat (§  276 BGB).

Neben der Haftung für eige-

nes Verschulden nach § 276 

Abs. 1 BGB haftet der behan-

delnde Zahnarzt aus dem Be-

handlungsvertrag auch für 

alle schuldhaften, schädigen-

den Pflichtverletzungen seines 

nicht zahnärztlichen Praxisper-

sonals. 

Der Grund hierfür liegt dar-
in, dass er sich dieser Personen 
zur Erfüllung der Verbindlich-
keiten aus dem Behandlungs-
vertrag bedient (§ 278 BGB, 
Haftung für Erfüllungsgehil-
fen).

Deliktische Haftung   
Neben der vertraglichen Haf-
tung kommt eine Haftung aus 
unerlaubter Handlung, § 823 
Abs. 1 BGB (deliktische Haf-
tung) in Betracht. § 823 Abs. 1 
BGB schützt als Grundnorm 
Körper und Gesundheit. Die 
Vorschrift lautet wie folgt:

§ 823 Schadensersatzpflicht■■

(1) Wer vorsätzlich oder 
fahrlässig, das Leben, den 
Körper, die Gesundheit, die 
Freiheit, das Eigentum oder 
ein sonstiges Recht eines an-
deren widerrechtlich ver-
letzt, ist dem anderen  zum 
Ersatz des daraus entstehen-
den Schadens verpflichtet. 
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§ Der Zahnarzt verletzt durch 
den verschuldeten Diagnose- 
oder Therapiefehler die Rechts-
güter Körper und Gesundheit 
des Patienten. Er haftetet die-
sem aus unerlaubter Handlung 
für eigene Fehler persönlich 
nach den §§ 823, 276 BGB. 

Zu den eigenen Fehlern des 

Zahnarztes zählen auch Ver-

säumnisse im Bereich der Aus-

wahl, Anleitung und Überwa-

chung von nachgeordneten 

Mitarbeiter/innen, die als Ver-

richtungsgehilfen des Zahnarz-

tes anzusehen sind (§ 831 Abs. 

1 S. 1 BGB). 

Die Vorschrift enthält eine ge-
setzliche Vermutung für schuld-
hafte Fehler, wenn es zu einer 
widerrechtlichen Schadenszu-
fügung durch einen Verrich-
tungsgehilfen des Zahnarztes 
kommt, also durch eine/n sei-
ner Zahnmedizinischen Fach-
angestellten. 

Die gesetzliche Vermutung er-
fasst dabei auch den Kausalzu-
sammenhang zwischen diesem 
(unterstellten) Versäumnis und 
dem beim Patienten eingetrete-
nen Schaden. 

Dem Zahnarzt steht hinsicht-
lich beider Vermutungen der 
Kausalitätsgegenbeweis nach 
§ 831 Abs. 1 S. 2 BGB offen. 

Dieser kann zum einen ■■

durch den Nachweis geführt 
werden, dass der Schaden 
auch von einer bzw. einem 
sorgfältig ausgewählten ZFA 
angerichtet worden wäre, 
weil die Verrichtungsgehil-
fin oder der -gehilfe sich so 
verhalten hat, wie jede mit 
Sorgfalt ausgewählte Person 
sich verhalten hätte. 
Zum anderen kann geltend ■■

gemacht werden, dass auch 
ein sorgfältiger Geschäfts-

herr – also hier der Zahn-
arzt – nach den Informati-
onen, die er eingeholt hätte, 
die/den Zahnmedizinischen 
Fachangestellten ausgewählt 
hätte. 

In der Praxis ist der Kausalitäts-
gegenbeweis nur schwer zu füh-
ren.

Eigene Haftung von ZFA 

Vertragliche Haftung
Eine vertragliche Haftung ei-
ner bzw. eines Zahnmedizini-
schen Fachangestellten für ei-
nen aus einem Behandlungs-
fehler bedingten Schaden des 
Patienten scheidet aus. Grund 
hierfür ist, dass zwischen der 
bzw. dem ZFA und dem Pati-
enten kein Behandlungsvertrag 
besteht. 

Deliktische Haftung
Jeder, der an Therapie und Di-
agnostik beteiligt ist, haftet bei 

deliktischer Anspruchsgrund-

lage für eigenes Verschulden 

persönlich. Dies ergibt sich für 
Angehörige der Hilfsberufe aus 
den §§ 823, 276 BGB. 

Zahnmedizinische Fachange-
stellte haften deshalb für ei-
genes Verschulden deliktisch 
nach diesen Vorschriften, 
wenn ihnen bei der Patienten-
versorgung in der Zahnarzt-
praxis Fehler unterlaufen, die 
zu einem Schaden beim Patien-
ten führen. 

Ergebnis 

Kommt es bei Diagnostik ■➤

und/oder Therapie eines Pa-
tienten in der Zahnarztpra-
xis durch einen Behand-
lungsfehler ursächlich zu ei-
nem Schaden, so haftet der 
Zahnarzt regelmäßig ver-
traglich und deliktisch nicht 

nur für eigenes Verschulden, 
sondern auch für das Ver-
schulden seiner Mitarbeiter/
innen. 

Daneben kommt die persön-■➤

liche Haftung der oder des 
Zahnmedizinischen Fach-
angestellten in Betracht, 
wenn er/sie durch eigenes 

Verschulden den Schaden 

des Patienten verursacht 

oder zumindest mit verur-

sacht hat. 

In der Regel deckt die Berufs-

haftpflichtversicherung des 
Zahnarztes die gesetzliche 
Haftpflicht aus dessen eigener 
zahnärztlicher Tätigkeit und 
ferner diejenige eigene Haf-
tung, die sich aus der Beschäfti-
gung von nicht zahnärztlichem 
Hilfspersonal aus § 278 BGB 
und § 831 BGB ergibt. 

In aller Regel wird sich deshalb 
der geschädigte Patient an den 
niedergelassenen Zahnarzt als 
Praxisinhaber und dessen Berufs-
haftpflichtversicherer halten und 
keine Schadensersatzansprüche 
unmittelbar gegen die oder den 
Zahnmedizinischen Fachange-
stellten geltend machen. 

Eine eigene Inanspruchnahme 
der oder des  ZFA dürfte nur in 
sehr seltenen Fällen in Betracht 
kommen, etwa wenn der Zahn-
arzt über keinen oder keinen 
ausreichenden Versicherungs-
schutz für die gesetzliche Haft-
pflicht verfügt. 

! Um ihr eigenes Haftpflich-

trisiko zu verringern, soll-

ten Zahnmedizinische 

Fachangestellte keine Tä-

tigkeiten übernehmen, die 

vom Zahnarzt selbst aus-

geführt werden müssen. 

Jedem Zahnarzt ist darüber hi-
naus zu empfehlen, seinen Be-
rufshaftpflicht-Versicherungs-
schutz regelmäßig zu überprü-
fen bzw. durch seinen Versi-
cherungsberater überprüfen zu 
lassen und dann ggf. anzupas-
sen, soweit Änderungen einge-
treten sind oder sich Risiken er-
höht haben.
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